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Vorwort

Vorwort zur 2. Auflage

Die Textsammlung „Speditions-, Transport- und Logistikrecht – international
und national“ beinhaltet alle wichtigen Rechtsgrundlagen für die Speditions-
und Logistikbranche. Berücksichtigt wurden in der 2. Auflage die am 1.1.2024
gültigen Gesetze und Verordnungen, Übereinkommen und Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen.

Die vorliegende Sammlung ist als Standardwerk ein wichtiges Arbeitsmittel für
die Ausbildung und als Nachschlagewerk für

– Kaufleute für Spedition und Logistikdienstleistung,
– Fachkräfte für Lagerlogistik,
– (angehende) Fachwirtinnen und Fachwirte für Güterverkehr und Logistik,
– Studierende an Universitäten und Hochschulen mit den Schwerpunkten Spe-

dition, Transport und Logistik,
– Praktikerinnen und Praktiker in Speditions- und Logistikunternehmen und
– Verantwortliche in Fachabteilungen der Industrie und des Handels.

Darüber hinaus ist das Werk für betriebsinterne Schulungen geeignet und – so-
fern vom Prüfungsgremium zugelassen – zum Einsatz in Zwischen-, Abschluss-
und Weiterbildungsprüfungen.

Es gliedert sich in drei Hauptabschnitte:
1. Nationale Gesetze und Verordnungen
2. Internationale Verordnungen und Übereinkommen
3. Allgemeine Geschäftsbedingungen

Die Auswahl der Texte erfolgte mit Blick auf die praxisorientierte Einschät-
zung und Bearbeitung von Speditions-, Logistik- und Transportrechtsfragestel-
lungen – sowohl im nationalen als auch im internationalen Kontext.

Weiterhin wurden in der vorliegenden Auflage die Themenbereiche Buchhal-
tung, Kaufmannseigenschaften und die Rechtsformen der Unternehmung im
HGB und die Themenbereiche Kauf und Tausch sowie Erwerb und Verlust des
Eigentums an beweglichen Sachen im BGB ergänzt. Zusätzlich sind in dieser
Auflage nun auch die York-Antwerp Rules und das eTiR-Verfahren zu finden.

Aktualisiert wurden das Handelsgesetzbuch, das Bürgerliche Gesetzbuch, das
Güterkraftverkehrsgesetz, die Straßenverkehrsordnung, die Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung, die Verordnung über den grenzüberschreitenden Güter-
kraftverkehr und den Kabotageverkehr, die Fahrpersonalverordnung zur Durch-
führung des Fahrpersonalgesetzes, das Binnenschifffahrtsgesetz, das Gefahrgut-
beförderungsgesetz, die Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnen-
schiffe, das Umsatzsteuergesetz, die Verordnung Nr. 1071/2009, das Überein-
kommen über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße,
die einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale
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Vorwort

Eisenbahnbeförderung von Gütern, der Zollkodex der Europäischen Union, das
Zollübereinkommen über den internationalen Warentransport mit Carnets TIR,
die AGB Kombiverkehr, die Mauttarife, die Allgemeinen Leistungsbedingungen
der DB Cargo und die AGB Umzug. Außerdem wurden die aktuellen und die ab
dem 1. Juli 2024 geltenden Mautsätze berücksichtigt.

Aktualisiert und komplettiert wurde die Berufszugangsverordnung für den Gü-
terkraftverkehr.

Das sichere Auffinden der Gesetze, Vorschriften, Verordnungen und Allge-
meinen Geschäftsbedingungen gelingt rasch über die gedruckten Handmarken.

Die jeweils mit Paragrafen und Artikel benannte, strukturierte Inhaltsüber-
sicht erleichtert den Zugriff auf gesuchte Rechtsgrundlagen. Dagegen wurde der
Themenbereich Unionszollkodex zugunsten einer besseren Übersichtlichkeit
thematisch aufgelistet.

Wir freuen uns über Ihr konstruktives Feedback. Schreiben Sie uns unter
lektorat@europa-lehrmittel.de.

Frühling 2024 Vanessa Illerhaus-Bell und Michael Wagner
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1. Nationale Gesetze und Verordnungen





1

Handelsgesetzbuch 1.1 HGB §§ 1–8a

Handelsgesetzbuch (HGB)
vom 10. Mai 1897, zuletzt geändert durch Art. 34 Abs. 1 G v. 22.12.2023 I Nr. 411

– Auszug –

Erstes Buch. Handelsstand

Erster Abschnitt. Kaufleute

§ 1 (1) Kaufmann im Sinne dieses Gesetz-
buchs ist, wer ein Handelsgewerbe betreibt.

(2) Handelsgewerbe ist jeder Gewerbebe-
trieb, es sei denn, daß das Unternehmen nach
Art oder Umfang einen in kaufmännischer
Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht er-
fordert.

§ 2 Ein gewerbliches Unternehmen, dessen
Gewerbebetrieb nicht schon nach § 1 Abs. 2
Handelsgewerbe ist, gilt als Handelsgewerbe
im Sinne dieses Gesetzbuchs, wenn die Firma
des Unternehmens in das Handelsregister ein-
getragen ist. Der Unternehmer ist berechtigt,
aber nicht verpflichtet, die Eintragung nach den
für die Eintragung kaufmännischer Firmen gel-
tenden Vorschriften herbeizuführen. Ist die Ein-
tragung erfolgt, so findet eine Löschung der
Firma auch auf Antrag des Unternehmers statt,
sofern nicht die Voraussetzung des § 1 Abs. 2
eingetreten ist.

§ 3 (1) Auf den Betrieb der Land- und Forst-
wirtschaft finden die Vorschriften des § 1 keine
Anwendung.

(2) Für ein land- oder forstwirtschaftliches
Unternehmen, das nach Art und Umfang einen
in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb erfordert, gilt § 2 mit der Maß-
gabe, daß nach Eintragung in das Handelsre-
gister eine Löschung der Firma nur nach den
allgemeinen Vorschriften stattfindet, welche für
die Löschung kaufmännischer Firmen gelten.

Zweiter Abschnitt. Handelsregister; Unternehmensregister

§ 8 Handelsregister. (1) Das Handelsregis-
ter wird von den Gerichten elektronisch ge-
führt.

(2) Andere Datensammlungen dürfen nicht
unter Verwendung oder Beifügung der Be-
zeichnung „Handelsregister“ in den Verkehr
gebracht werden.

§ 8a Eintragungen in das Handelsregister;
Verordnungsermächtigung. (1) Eine Eintra-
gung in das Handelsregister wird wirksam, so-
bald sie in den für die Handelsregistereintra-
gungen bestimmten Datenspeicher aufgenom-
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(3) Ist mit dem Betrieb der Land- oder Forst-
wirtschaft ein Unternehmen verbunden, das
nur ein Nebengewerbe des land- oder forstwirt-
schaftlichen Unternehmens darstellt, so finden
auf das im Nebengewerbe betriebene Unter-
nehmen die Vorschriften der Absätze 1 und 2
entsprechende Anwendung.

§ 4 (weggefallen)

§ 5 Ist eine Firma im Handelsregister einge-
tragen, so kann gegenüber demjenigen, wel-
cher sich auf die Eintragung beruft, nicht gel-
tend gemacht werden, daß das unter der Firma
betriebene Gewerbe kein Handelsgewerbe sei.

§ 6 (1) Die in betreff der Kaufleute gegebe-
nen Vorschriften finden auch auf die Handels-
gesellschaften Anwendung.

(2) Die Rechte und Pflichten eines Vereins,
dem das Gesetz ohne Rücksicht auf den Gegen-
stand des Unternehmens die Eigenschaft eines
Kaufmanns beilegt, bleiben unberührt, auch
wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 nicht
vorliegen.

§ 7 Durch die Vorschriften des öffentlichen
Rechtes, nach welchen die Befugnis zum Ge-
werbebetrieb ausgeschlossen oder von gewis-
sen Voraussetzungen abhängig gemacht ist,
wird die Anwendung der die Kaufleute betref-
fenden Vorschriften dieses Gesetzbuchs nicht
berührt.

men ist und auf Dauer inhaltlich unverändert in
lesbarer Form wiedergegeben werden kann.

(2) Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestim-
mungen über die elektronische Führung des
Handelsregisters, die elektronische Anmel-
dung, die elektronische Einreichung von Doku-
menten sowie deren Aufbewahrung zu treffen,
soweit nicht durch das Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz nach § 387
Abs. 2 des Gesetzes über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechende
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2. Abschn. Handelsregister; Unternehmensregister1.1 HGB §§ 8a–8b

Vorschriften erlassen werden. Dabei können sie
auch Einzelheiten der Datenübermittlung re-
geln sowie die Form zu übermittelnder elektro-
nischer Dokumente festlegen, um die Eignung
für die Bearbeitung durch das Gericht sicherzu-
stellen. Die Landesregierungen können die Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die
Landesjustizverwaltungen übertragen.

§ 8b Unternehmensregister. (1) Das Unter-
nehmensregister wird vorbehaltlich einer Rege-
lung nach § 9a Abs. 1 vom Bundesministerium
der Justiz und für Verbraucherschutz elektro-
nisch geführt.

(2) Über die Internetseite des Unterneh-
mensregisters sind zugänglich:
1. Eintragungen im Handelsregister und zum

Handelsregister eingereichte Dokumente;
2. Eintragungen im Genossenschaftsregister

und zum Genossenschaftsregister einge-
reichte Dokumente;

3. Eintragungen im Partnerschaftsregister und
zum Partnerschaftsregister eingereichte Do-
kumente;

4. Unterlagen der Rechnungslegung und Un-
ternehmensberichte, die nach diesem Ge-
setz, dem Publizitätsgesetz, dem Eisen-
bahnregulierungsgesetz, dem Energiewirt-
schaftsgesetz, dem Entgelttransparenzge-
setz, dem Kapitalanlagegesetzbuch, dem
Telekommunikationsgesetz, dem Vermö-
gensanlagengesetz oder dem Wertpapier-
handelsgesetz offengelegt wurden, mit Aus-
nahme der zur dauerhaften Hinterlegung
eingestellten Unterlagen;

5. gesellschaftsrechtliche Bekanntmachungen
im Bundesanzeiger;

6. im Aktionärsforum veröffentlichte Eintra-
gungen nach § 127a des Aktiengesetzes;

7. Veröffentlichungen von Unternehmen nach
dem Wertpapierhandelsgesetz oder dem
Vermögensanlagengesetz im Bundesanzei-
ger, von Bietern, Gesellschaften, Vorstän-
den und Aufsichtsräten nach dem Wertpa-
piererwerbs- und Übernahmegesetz im
Bundesanzeiger sowie Veröffentlichungen
nach der Börsenzulassungs-Verordnung im
Bundesanzeiger;

8. Bekanntmachungen und Veröffentlichun-
gen von Kapitalverwaltungsgesellschaften
und extern verwalteten Investmentgesell-
schaften nach dem Kapitalanlagegesetz-
buch, dem Investmentgesetz und dem In-
vestmentsteuergesetz im Bundesanzeiger;

9. Veröffentlichungen und sonstige der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung gestellte Infor-
mationen nach den §§ 5, 26 Absatz 1 und 2,
§ 40 Absatz 1, den §§ 41, 46 Absatz 2, den
§§ 50, 51 Absatz 2 und § 127 des Wertpapier-
handelsgesetzes, sofern die Veröffentli-
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chung nicht bereits über Nummer 7 in das
Unternehmensregister eingestellt wird;

10. Mitteilungen über kapitalmarktrechtliche
Veröffentlichungen an die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht, sofern die
Veröffentlichung selbst nicht bereits über
Nummer 7 oder Nummer 9 in das Unterneh-
mensregister eingestellt wird;

11. Bekanntmachungen der Insolvenzgerichte
nach § 9 der Insolvenzordnung, ausgenom-
men Verfahren nach dem Zehnten Teil der
Insolvenzordnung;

12. Registerbekanntmachungen aus dem Han-
dels-, Genossenschafts- und Partnerschafts-
register;

13. Bekanntmachungen der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht nach § 107
Absatz 1 Satz 6, § 109 Absatz 2 Satz 1 und 5,
Absatz 3 Satz 2 des Wertpapierhandelsge-
setzes und nach § 31 Absatz 4 des Vermö-
gensanlagengesetzes.

(3) Zur Einstellung in das Unternehmensre-
gister sind dem Unternehmensregister zu über-
mitteln:
1. die Daten nach Absatz 2 Nummer 5 bis 8

durch den Betreiber des Bundesanzeigers,
2. die Daten nach Absatz 2 Nummer 4, 9 und 10

sowie diejenigen Unterlagen, die dauerhaft
hinterlegt werden sollen, durch den jeweils
Offenlegungs- oder Veröffentlichungspflich-
tigen oder den von ihm mit der Veranlassung
der Offenlegung oder Veröffentlichung be-
auftragten Dritten,

3. die Daten nach Absatz 2 Nummer 13 durch
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht.

Die Landesjustizverwaltungen übermitteln die
Daten nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3, 11 und 12
zum Unternehmensregister, soweit die Über-
mittlung für die Eröffnung eines Zugangs zu
den Originaldaten über die Internetseite des
Unternehmensregisters erforderlich ist. Die das
Unternehmensregister führende Stelle stellt
dem Betreiber des Bundesanzeigers die nach
Satz 2 von den Landesjustizverwaltungen über-
mittelten Daten zur Verfügung, soweit dies für
die Erfüllung der Aufgabe der Zuordnung von
Einreichungen beim Betreiber des Bundesan-
zeigers nach Absatz 2 Nummer 5 bis 8 erforder-
lich ist. Die Daten dürfen vom Betreiber des
Bundesanzeigers nur für diese Zwecke verwen-
det werden. Die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht überwacht die Über-
mittlung der Veröffentlichungen und der sonsti-
gen der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellten
Informationen nach den §§ 5, 26 Absatz 1 und 2,
§ 40 Absatz 1, den §§ 41, 46 Absatz 2, den §§ 50,
51 Absatz 2, § 114 Absatz 1 bis § 116 Absatz 2,
den §§ 117, 118 Absatz 4 und § 127 des Wertpa-
pierhandelsgesetzes an das Unternehmensre-
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gister zur Einstellung und kann Anordnungen
treffen, die zu ihrer Durchsetzung geeignet und
erforderlich sind. Die Bundesanstalt kann die
gebotene Übermittlung der in Satz 5 genannten
Veröffentlichungen, der Öffentlichkeit zur Ver-
fügung gestellten Informationen und Mitteilung
auf Kosten des Pflichtigen vornehmen, wenn
die Übermittlungspflicht nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht in der vorgeschrie-
benen Weise erfüllt wird. Für die Überwa-
chungstätigkeit der Bundesanstalt gelten § 6
Absatz 3 Satz 1 und 3, Absatz 15 und 16, die
§§ 13, 18 und 21 des Wertpapierhandelsgeset-
zes entsprechend.

(4) Die Führung des Unternehmensregisters
schließt die Erteilung von Ausdrucken sowie
die Beglaubigung entsprechend § 9 Abs. 3 und
4 hinsichtlich der im Unternehmensregister ein-
gestellten Unterlagen der Rechnungslegung
und Unternehmensberichte im Sinn des Absat-
zes 2 Nr. 4 ein.

(5) Die Führung des Unternehmensregisters
schließt auch den Informationsaustausch nach
§ 9c ein.

§ 12 Anmeldungen zur Eintragung und Einrei-
chungen. (1) Anmeldungen zur Eintragung
in das Handelsregister sind elektronisch in öf-
fentlich beglaubigter Form einzureichen. Die
öffentliche Beglaubigung mittels Videokommu-
nikation gemäß § 40a des Beurkundungsgeset-
zes ist zulässig. Die gleiche Form ist für eine
Vollmacht zur Anmeldung erforderlich. An-
stelle der Vollmacht kann die Bescheinigung ei-
nes Notars nach § 21 Absatz 3 der Bundesnotar-
ordnung eingereicht werden. Rechtsnachfolger
eines Beteiligten haben die Rechtsnachfolge so-
weit tunlich durch öffentliche Urkunden nach-
zuweisen.

(2) Dokumente sind elektronisch in einem
maschinenlesbaren und durchsuchbaren Da-
tenformat einzureichen. Ist eine Urschrift oder
eine einfache Abschrift einzureichen oder ist für
das Dokument die Schriftform bestimmt, ge-
nügt die Übermittlung einer elektronischen
Aufzeichnung; ist ein notariell beurkundetes

Dritter Abschnitt. Handelsfirma

§ 17 (1) Die Firma eines Kaufmanns ist der
Name, unter dem er seine Geschäfte betreibt
und die Unterschrift abgibt.

(2) Ein Kaufmann kann unter seiner Firma
klagen und verklagt werden.

§ 18 (1) Die Firma muß zur Kennzeichnung
des Kaufmanns geeignet sein und Unterschei-
dungskraft besitzen.
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Dokument oder eine öffentlich beglaubigte Ab-
schrift einzureichen, so ist ein mit einem einfa-
chen elektronischen Zeugnis (§ 39a des Beur-
kundungsgesetzes) versehenes Dokument zu
übermitteln.

§ 14 Wer seiner Pflicht zur Anmeldung oder
zur Einreichung von Dokumenten zum Han-
delsregister nicht nachkommt, ist hierzu von
dem Registergericht durch Festsetzung von
Zwangsgeld anzuhalten. Das einzelne Zwangs-
geld darf den Betrag von fünftausend Euro nicht
übersteigen.

§ 15 (1) Solange eine in das Handelsregister
einzutragende Tatsache nicht eingetragen und
bekanntgemacht ist, kann sie von demjenigen,
in dessen Angelegenheiten sie einzutragen
war, einem Dritten nicht entgegengesetzt wer-
den, es sei denn, daß sie diesem bekannt war.

(2) Ist die Tatsache eingetragen und be-
kanntgemacht worden, so muß ein Dritter sie
gegen sich gelten lassen. Dies gilt nicht bei
Rechtshandlungen, die innerhalb von fünfzehn
Tagen nach der Bekanntmachung vorgenom-
men werden, sofern der Dritte beweist, daß er
die Tatsache weder kannte noch kennen mußte.

(3) Ist eine einzutragende und bekannt ge-
machte Tatsache unrichtig eingetragen, so
kann sich ein Dritter demjenigen gegenüber, in
dessen Angelegenheit die Tatsache einzutra-
gen war, auf die eingetragene Tatsache beru-
fen, es sei denn, dass er die Unrichtigkeit
kannte.

(4) Für den Geschäftsverkehr mit einer in
das Handelsregister eingetragenen Zweignie-
derlassung eines Unternehmens mit Sitz oder
Hauptniederlassung im Ausland ist im Sinne
dieser Vorschriften die Eintragung und Be-
kanntmachung durch das Gericht der Zweig-
niederlassung entscheidend.

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwen-
den im Hinblick auf die im Registerblatt einer
Kapitalgesellschaft eingetragenen Informatio-
nen über eine Zweigniederlassung der Gesell-
schaft im Ausland.

(2) Die Firma darf keine Angaben enthalten,
die geeignet sind, über geschäftliche Verhält-
nisse, die für die angesprochenen Verkehrs-
kreise wesentlich sind, irrezuführen. Im Verfah-
ren vor dem Registergericht wird die Eignung
zur Irreführung nur berücksichtigt, wenn sie er-
sichtlich ist.
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Dritter Abschnitt. Handelsfirma1.1 HGB §§ 19–26

§ 19 (1) Die Firma muß, auch wenn sie nach
den §§ 21, 22, 24 oder nach anderen gesetzli-
chen Vorschriften fortgeführt wird, enthalten:
1. bei Einzelkaufleuten die Bezeichnung „ein-

getragener Kaufmann“, „eingetragene Kauf-
frau“ oder eine allgemein verständliche Ab-
kürzung dieser Bezeichnung, insbesondere
„e.K.“, „e.Kfm.“ oder „e.Kfr.“;

2. bei einer offenen Handelsgesellschaft die Be-
zeichnung „offene Handelsgesellschaft“ oder
eine allgemein verständliche Abkürzung die-
ser Bezeichnung;

3. bei einer Kommanditgesellschaft die Be-
zeichnung „Kommanditgesellschaft“ oder
eine allgemein verständliche Abkürzung die-
ser Bezeichnung.
(2) Wenn in einer offenen Handelsgesell-

schaft oder Kommanditgesellschaft keine na-
türliche Person persönlich haftet, muß die
Firma, auch wenn sie nach den §§ 21, 22, 24
oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften
fortgeführt wird, eine Bezeichnung enthalten,
welche die Haftungsbeschränkung kennzeich-
net.

§ 20 (weggefallen)

§ 21 Wird ohne eine Änderung der Person der
in der Firma enthaltene Name des Geschäftsin-
habers oder eines Gesellschafters geändert, so
kann die bisherige Firma fortgeführt werden.

§ 22 (1) Wer ein bestehendes Handelsge-
schäft unter Lebenden oder von Todes wegen
erwirbt, darf für das Geschäft die bisherige
Firma, auch wenn sie den Namen des bisheri-
gen Geschäftsinhabers enthält, mit oder ohne
Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis an-
deutenden Zusatzes fortführen, wenn der bis-
herige Geschäftsinhaber oder dessen Erben in
die Fortführung der Firma ausdrücklich willi-
gen.

(2) Wird ein Handelsgeschäft auf Grund ei-
nes Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder ei-
nes ähnlichen Verhältnisses übernommen, so
finden diese Vorschriften entsprechende An-
wendung.

§ 23 Die Firma kann nicht ohne das Handels-
geschäft, für welches sie geführt wird, veräu-
ßert werden.

§ 24 (1) Wird jemand in ein bestehendes
Handelsgeschäft als Gesellschafter aufgenom-
men oder tritt ein neuer Gesellschafter in eine
Handelsgesellschaft ein oder scheidet aus einer
solchen ein Gesellschafter aus, so kann unge-
achtet dieser Veränderung die bisherige Firma
fortgeführt werden, auch wenn sie den Namen
des bisherigen Geschäftsinhabers oder Namen
von Gesellschaftern enthält.
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(2) Bei dem Ausscheiden eines Gesellschaf-
ters, dessen Name in der Firma enthalten ist,
bedarf es zur Fortführung der Firma der aus-
drücklichen Einwilligung des Gesellschafters
oder seiner Erben.

§ 25 (1) Wer ein unter Lebenden erworbe-
nes Handelsgeschäft unter der bisherigen
Firma mit oder ohne Beifügung eines das Nach-
folgeverhältnis andeutenden Zusatzes fortführt,
haftet für alle im Betriebe des Geschäfts be-
gründeten Verbindlichkeiten des früheren In-
habers. Die in dem Betriebe begründeten For-
derungen gelten den Schuldnern gegenüber als
auf den Erwerber übergegangen, falls der bis-
herige Inhaber oder seine Erben in die Fortfüh-
rung der Firma gewilligt haben.

(2) Eine abweichende Vereinbarung ist ei-
nem Dritten gegenüber nur wirksam, wenn sie
in das Handelsregister eingetragen und be-
kanntgemacht oder von dem Erwerber oder
dem Veräußerer dem Dritten mitgeteilt worden
ist.

(3) Wird die Firma nicht fortgeführt, so haf-
tet der Erwerber eines Handelsgeschäfts für die
früheren Geschäftsverbindlichkeiten nur, wenn
ein besonderer Verpflichtungsgrund vorliegt,
insbesondere wenn die Übernahme der Ver-
bindlichkeiten in handelsüblicher Weise von
dem Erwerber bekanntgemacht worden ist.

§ 26 (1) Ist der Erwerber des Handelsge-
schäfts auf Grund der Fortführung der Firma
oder auf Grund der in § 25 Abs. 3 bezeichneten
Kundmachung für die früheren Geschäftsver-
bindlichkeiten haftbar, so haftet der frühere Ge-
schäftsinhaber für diese Verbindlichkeiten nur,
wenn sie vor Ablauf von fünf Jahren fällig und
daraus Ansprüche gegen ihn in einer in § 197
Abs. 1 Nr. 3 bis 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
bezeichneten Art festgestellt sind oder eine ge-
richtliche oder behördliche Vollstreckungs-
handlung vorgenommen oder beantragt wird;
bei öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeiten
genügt der Erlass eines Verwaltungsakts. Die
Frist beginnt im Falle des § 25 Abs. 1 mit dem
Ende des Tages, an dem der neue Inhaber der
Firma in das Handelsregister des Gerichts der
Hauptniederlassung eingetragen wird, im Falle
des § 25 Abs. 3 mit dem Ende des Tages, an dem
die Übernahme kundgemacht wird. Die für die
Verjährung geltenden §§ 204, 206, 210, 211 und
212 Abs. 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches sind entsprechend anzuwenden.

(2) Einer Feststellung in einer in § 197 Abs. 1
Nr. 3 bis 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be-
zeichneten Art bedarf es nicht, soweit der frü-
here Geschäftsinhaber den Anspruch schriftlich
anerkannt hat.




